
 

 

Zusammenfassung des Covid-19 Konjunkturpaketes vom 3. Juni 2020 
 

Der Koalitionsausschuss aus CDU, CSU und SPD hat sich am 3. Juni 2020 auf ein umfangreiches 

Konjunkturpakets verständigt. Über dieses wurde in diversen Medien berichtet. Im Folgenden werden 

die für die Stakeholder am System Schiff/Wasserstraße/Häfen relevanten Punkte thematisch 

gebündelt dargestellt.  

Hafenwirtschaft/Schifffahrt/Zulieferer- und Werftindustrie 
 

10. Der Bund wird in allen Bereichen prüfen, inwieweit geplante Aufträge und Investitionen jetzt 

vorgezogen werden können. Insbesondere sollen Digitalisierungsvorhaben in der Verwaltung, 

Sicherheitsprojekte sowie neue Rüstungsprojekte mit hohem deutschen 

Wertschöpfungsanteil, die noch in den Jahren 2020 und 2021 beginnen können, sofort 

umgesetzt werden. {Projektvolumen: 10 Mrd. Euro} 

35. Eine leistungsfähige Verkehrs- und Mobilitätsinfrastruktur ist Voraussetzung für einen raschen 

Aufschwung und neues Wachstum in praktisch allen Wirtschaftsbereichen. Deshalb wollen wir 

die Mobilitätstärken und gleichzeitig mehr Nachhaltigkeit und Klimaschutzsicherstellen. Dies 

kommt der Umwelt, der Wirtschaft, Arbeitnehmern und Unternehmen gleichermaßen zugute. 

Hierzu sollen die erfolgreiche Politik des Klimaschutzprogramms 2030 fortgesetzt und 

beschleunigt, der Strukturwandel der Automobilindustrie begleitet und zukunftsfähige 

Wertschöpfungsketten aufgebaut werden:  

k. Neben der Bahn werden wir auch die Schifffahrt als klimafreundliches 

Verkehrsmittel stärken, modernisieren und digitalisieren. Dazu gehören unter 

anderem Ufersanierungen, die Modernisierung von Schleusen, Ersatzbeschaffungen 

von Schiffen und digitale Testfelder. Die vom Bund im Bereich der Schifffahrtetablierte 

Innovationsförderung, das Maritime Forschungsprogramm, das Förderprogramm 

Landstrom sowie ein neu zu erstellendes „Förderprogramm LNG-Betankungsschiffe“ 

sowie ein „Flottenerneuerungsprogramm Behördenschiffe“ und ein neu zu 

schaffendes „Sofort-Programm Saubere Schiffe“ werden für Vorhaben, die in den 



Jahren 2020 und 2021 beginnen, mit insgesamt 1 Milliarde Euro zusätzlich 

ausgestattet. {Finanzbedarf: 1 Mrd. Euro} 

Fachkräftesicherung 
 

2.  Durch die Auswirkungen der Corona-Pandemie steigen die Ausgaben in allen 

Sozialversicherungen. Um eine dadurch bedingte Steigerung der Lohnnebenkosten zu 

verhindern, werden wir im Rahmen einer „Sozialgarantie 2021“ die Sozialversicher-

ungsbeiträge bei maximal 40% stabilisieren, indem wir darüberhinausgehende Finanzbedarfe 

aus dem Bundeshaushalt jedenfalls bis zum Jahr 2021decken. Das schützt die 

Nettoeinkommen der Arbeitnehmer und bringt Verlässlichkeit und Wettbewerbsfähigkeit für 

die Arbeitgeber. {Finanzbedarf: 5,3Mrd. Euro 2020, Bedarf 2021 kann erst im Rahmen der HH-

Aufstellung 2021 ermittelt werden} 

12. Das Kurzarbeitergeld bewährt sich wie schon in der Finanzkrise auch in der coronabedingten 

Wirtschaftskrise. Wir werden bereits im September im Lichte der pandemischen Lage eine 

verlässliche Regelung für den Bezug von Kurzarbeitergeld ab dem 1. Januar 2021 vorlegen. 

30. Der Lernerfolg von Auszubildenden soll auch in der Pandemie nicht gefährdet werden. KMU, 

die ihr Ausbildungsplatzangebot 2020 im Vergleich zu den drei Vorjahren nicht verringern, 

erhalten für jeden neu geschlossenen Ausbildungsvertrag eine einmalige Prämie in Höhe von 

2.000 Euro, die nach Ende der Probezeit ausgezahlt wird. Solche Unternehmen, die das 

Angebot sogar erhöhen, erhalten für die zusätzlichen Ausbildungsverträge 3.000 Euro. KMU, 

die ihre Ausbildungsaktivität trotz Corona-Belastungen fortsetzen und Ausbilder sowie 

Auszubildende nicht in Kurzarbeit bringen, können eine Förderung erhalten. KMU, die die 

Ausbildung im Betrieb nicht fortsetzen können, sollen die Möglichkeit einer vorübergehenden 

geförderten betrieblichen Verbund- oder Auftragsausbildung erhalten. Die Details der 

Durchführung einer solchen Verbund- oder Auftragsausbildung werden im Rahmen der Allianz 

für Aus- und Weiterbildung erörtert. Betriebe, die zusätzlich Auszubildende übernehmen, die 

wegen Insolvenz ihres Ausbildungsbetriebs ihre Ausbildung nicht fortsetzen können, erhalten 

entsprechend der gemeinsamen Erklärung der Allianz für Aus- und Weiterbildung vom 26.5. 

eine Übernahmeprämie. {Finanzbedarf: 0,5 Mrd. Euro}  



Allgemeine konjunkturelle Stimuli 

Steuern, Abgaben und Abschreibungen 
 

3. Wettbewerbsfähige Strompreise sind ein wesentlicher Faktor für Investitionen am Standort 

Deutschland und für die Energiewende hin zu strom- und wasserstoffbasierten Technologien. 

Die EEG-Umlagedroht im Jahr 2021 aufgrund des coronabedingten Rückgangs der 

Wirtschaftsleistung und des damit verbundenen Rückgangs des Börsenstrompreises stark 

anzusteigen, trotz der beginnenden Zuführung von Einnahmen aus dem nationalen 

Brennstoffemissionshandel. Um für mehr Verlässlichkeit bei den staatlichen 

Strompreisbestandteilen zu sorgen, wird ab 2021 zusätzlich zu diesen Einnahmen aus dem 

BEHG ein weiterer Zuschuss aus Haushaltsmitteln des Bundes zur schrittweisen verlässlichen 

Senkung der EEG-Umlage geleistet, sodass diese im Jahr 2021 bei 6,5ct/kWh, im Jahr 2022 bei 

6,0ct/kWh liegen wird. {Finanzbedarf: 11Mrd. Euro} 

5.  Der steuerliche Verlustrücktrag wird -gesetzlich -für die Jahre 2020 und 2021 auf maximal 5 

Mio. Euro bzw. 10 Mio. Euro (bei Zusammenveranlagung) erweitert. Es wird ein Mechanismus 

eingeführt, wie dieser Rücktrag unmittelbar finanzwirksam schon in der Steuererklärung 2019 

nutzbar gemacht werden kann, z.B. über die Bildung einer steuerlichen Corona-Rücklage. Das 

schafft schon heute die notwendige Liquidität und ist bürokratiearm zu verwalten. Die 

Auflösung der Rücklage erfolgt spätestens bis zum Ende des Jahres 2022. {Finanzwirkung: 

Verschiebungseffekt 2Mrd. Euro, davon 1Mrd. Euro Bund} 

6. Als steuerlicher Investitionsanreiz wird eine degressive Abschreibung für Abnutzung (AfA) mit 

dem Faktor 2,5 gegenüber der derzeit geltenden AfA und maximal 25% Prozent pro Jahr für 

bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens in den Steuerjahren 2020 und 2021 

eingeführt. {Finanzwirkung: Vorzieheffekt rd. 6 Mrd. Euro, davon 3Mrd. Euro für den Bund} 

7. Um die Wettbewerbsbedingungen für Unternehmen zu verbessern, wird das Körper-

schaftssteuerrecht modernisiert: u.a. durch ein Optionsmodell zur Körperschaftsteuer für 

Personengesellschaften und die Anhebung des Ermäßigungsfaktors bei Einkünften aus 

Gewerbebetrieb auf das Vierfache des Gewerbesteuer-Messbetrags. {Finanzwirkung: 0,3 Mrd. 

Euro} 

32. Der Fördersatz der steuerlichen Forschungszulage wird rückwirkend zum 1.1.2020 und 

befristet bis zum 31.12.2025 auf eine Bemessungsgrundlage von bis zu 4 Mio. Euro pro 

Unternehmen gewährt. Damit wird ein Anreiz gesetzt, dass Unternehmen trotz der Krise in 

Forschung und Entwicklung und damit in die Zukunftsfähigkeit ihrer Produkte investieren. 

{Finanzbedarf: 1Mrd. Euro} 



Investitionshilfen, Hilfszahlungen und Kredite 
 

11. Um die öffentlichen Investitionsfördermaßnahmen schnell in konkrete Investitionsprojekte 

umsetzen zu können, soll das Vergaberecht temporär vereinfacht werden, etwa durch eine 

Verkürzung der Vergabefristen bei EU-Vergabeverfahren und die Anpassung der 

Schwellenwerte für beschränkte Ausschreibungen und freihändige Vergaben in Deutschland. 

Die Grundsätze des Wettbewerbs, der Transparenz sowie der Wirtschaftlichkeit und 

Sparsamkeit bleiben von diesen Regelungen unberührt. Auch die Länder sind gefordert, 

Vereinfachungen umzusetzen. Die Koalition ist bestrebt, die Europäische Ratspräsidentschaft 

Deutschlands zu nutzen, um auf europäischer Ebene ein Programm zur Entbürokratisierung, 

zur Beschleunigung des Planungsrechts, zur Vereinfachung des Vergaberechts und zur Reform 

des Wettbewerbsrechts anzustoßen. Wir prüfen im Lichte der im Herbst erwarteten EuGH-

Entscheidung eine europarechtskonforme materielle Präklusion gesetzlich wieder 

einzuführen. 

13. Zur Sicherung der Existenz von kleinen und mittelständischen Unternehmen wird für Corona-

bedingten Umsatzausfall ein Programm für Überbrückungshilfen aufgelegt. Das Volumen des 

Programms wird auf maximal 25 Mrd. Eurofestgelegt. Die Überbrückungshilfe wird für die 

Monate Juni bis August gewährt. Die Überbrückungshilfe gilt branchenübergreifend, wobei 

den Besonderheiten der besonders betroffenen Branchen wie Hotel- und 

Gaststättengewerbe, Caterer, Kneipen, Clubs und Bars, als Sozialunternehmen geführte 

Übernachtungsstätten wie Jugendherbergen, Schullandheime, Träger von 

Jugendeinrichtungen des internationalen Jugendaustauschs, Einrichtungen der 

Behindertenhilfe, Reisebüros, Profisportvereinender unteren Ligen, Schaustellern, 

Unternehmen der Veranstaltungslogistik sowie Unternehmen im Bereich um 

Messeveranstaltungen angemessen Rechnung zu tragen ist. Antragsberechtigt sind 

Unternehmen, deren Umsätze Corona-bedingt in April und Mai2020 um mindestens 60% 

gegenüber April und Mai 2019 rückgängig gewesen sind und deren Umsatzrückgänge in den 

Monaten Juni bis August 2020 um mindestens 50 % fortdauern. Bei Unternehmen, die nach 

April 2019 gegründet worden sind, sind die Monate November und Dezember 2019 

heranzuziehen. Erstattet werden bis zu 50 % der fixen Betriebskosten bei einem 

Umsatzrückgang von mindestens 50 % gegenüber Vorjahresmonat. Bei einem 

Umsatzrückgang von mehr als 70 % können bis zu 80 % der fixen Betriebskosten erstattet 

werden. Der maximale Erstattungsbetrag beträgt 150.000 Euro für drei Monate. Bei 

Unternehmen bis zu fünf Beschäftigten soll der Erstattungsbetrag 9.000 Euro, bei 

Unternehmen bis 10 Beschäftigten 15.000 Euro nur in begründeten Ausnahmefällen 



übersteigen. Geltend gemachte Umsatzrückgänge und fixe Betriebskosten sind durch einen 

Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer in geeigneter Weise zu prüfen und zu bestätigen. 

Überzahlungen sind zu erstatten. Die Antragsfristen enden jeweils spätestens am 31.8.2020 

und die Auszahlungsfristen am 30.11.2020.{Finanzbedarf: 25 Mrd. Euro aus nicht 

ausgeschöpften bestehenden Programmen} 

24. Damit kommunale Unternehmen den bereits um die Möglichkeit der Betriebsmittel-

finanzierung ergänzten KfW-Förderkredit „IKU –Investitionskredit Kommunale und Soziale 

Unternehmen“ noch besser nutzen können, wird die bisherige Deckelung der jeweiligen 

Kreditsumme von 50 Millionen Euro aufgehoben. 

31. Zur Unterstützung der regionalen Wirtschaftsstrukturen in der Corona-Pandemie werden die 

Programme aus der Gemeinschaftsaufgabe GRW um 500 Mio. Euro aufgestockt. 

{Finanzbedarf: 0,5Mrd. Euro} 

35. … 

j. Die Bundesregierung wird sich bei der EU-Kommission dafür einsetzen, dass 

ein befristetes europaweites Flottenerneuerungsprogramm 2020/21 für schwere 

Nutzfahrzeuge zur Anschaffung von LKW der neuesten Abgasstufe Euro VI aufgelegt 

wird. Es soll einen Zuschuss beim Austausch von Euro 5-LKW von 15.000 Euro 

vorsehen, beim Austausch von Euro 3 oder Euro 4-Fahrzeugen von 10.000 Euro. 

{Finanzbedarf: europäische Mittel} 

42. Die Corona-Pandemie demonstriert auf vielerlei Weise, dass gerade in der öffentlichen 

Verwaltung ein Digitalisierungsschubnotwendig ist. Aber auch viele Unternehmen sind mit 

dem Bedarf vermehrter digitale Kundenkontakte konfrontiert. Neben der Beschleunigung der 

Prozesse der digitalen Verwaltung werden Maßnahmen für die digitale Befähigung von 

Kommunen und den nachhaltigen Energieverbrauch angestrebt. Der Digitalisierung der 

Wirtschaft wird unverzüglich ein zusätzlicher Schub gegeben über die erweiterten 

Abschreibungsmöglichkeiten für digitale Wirtschaftsgüter, den Aufbau einer souveränen 

Infrastruktur sowie ein Förderprogramm zur Unterstützung des Auf- und Ausbau von 

Plattformen und die Befähigung von KMUs zur beschleunigten digitalen Transformation. 

{Finanzbedarf: 1Mrd. Euro} 

  



Forschungsförderung 
33. In der anwendungsorientierten Forschung werden die Mitfinanzierungspflichten für 

Unternehmen, die wirtschaftlich durch die Coronakrise besonders betroffen sind, reduziert. 

Der Bund unterstützt die großen außeruniversitären Forschungsorganisationen mit jeweils 

einem Fonds, aus dem erfolgversprechende Projekte in solchen Fällen eine Ersatzfinanzierung 

erhalten können, um den Abbruch der Forschungsarbeiten zu verhindern. {Finanzbedarf: 1 

Mrd. Euro} 

34. Die projektbezogene Forschung (u.a. SINTEG-Programm und Reallabore der Energiewende) 

wird ausgeweitet. Der Fokus liegt auf den nächsten großen Umbrüchen im Energiesystem: 

Digitalisierung und Sektorkopplung. {Finanzbedarf. 0,3 Mrd. Euro} 
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